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Editorial

Liebe Klienten und Klientinnen,

wie Sie sicher schon öfters aus den Medien
entnommen haben, tritt mit 25.5.2018 die
EU-Datenschutz - Grundverordnung in Kraft.
Bis dahin müssen alle Datenanwendungen
der neuen Rechtslage angepasst werden, da
bei Nichtbeachtung hohe Geldstrafen
drohen.

Da wir unsere Klienten bestmöglich
informieren möchten, geben wir Ihnen heute
einen kurzen Überblick über die
wesentlichen Neuerungen für Sie als
Unternehmer. Selbstverständlich stehen wir
Ihnen jederzeit zur Verfügung wenn spezielle
Fragen zum Datenschutz auftauchen.

Welche wesentlichen Neuerungen kommen
durch die Datenschutz-Grundverordnung
(DSGVO) auf Unternehmen zu?

• Es wird keine Meldepflicht bei der
Datenschutzbehörde
(Datenverarbeitungsregister) mehr

| mehr »

Neue Voraussetzungen für Wertpapiergeschäfte seit 3.1.2018
Ab 2018 können Unternehmen (juristische Personen, eingetragene Unternehmen im Firmenbuch)
aufgrund einer EU-Verordnung nur mehr dann Wertpapiergeschäfte durchführen, wenn sie einen
sogenannten Legal Entity Identifier (LEI) haben.  | mehr »

Privatzimmervermietung: Vorsicht bei Anzeigenschaltung
Aufgrund der unterschiedlichen steuerlichen Behandlung von Wohnraumvermietung und
Beherbergung sollte der Wohnungseigentümer bereits vor Anzeigenschaltung klären, welche
Vermietungsform vorliegt, um den korrekten Mietpreis zu ermitteln und spätere
Abgabennachzahlungen zu vermeiden. | mehr »

Betriebsaufgabe und anschließende entgeltliche
Betriebsverpachtung
Bei einer Betriebsaufgabe mit anschließender Verpachtung werden jene Wirtschaftsgüter, die
verpachtet werden, keiner Eigenverbrauchsbesteuerung unterzogen, da die umsatzsteuerliche
Unternehmereigenschaft nicht beendet wird. | mehr »

Neue Selbständige: Rechtzeitige Überschreitungserklärung erspart
Beitragszuschlag
Bei Feststellung der Pflichtversicherung im Nachhinein verhängt die Sozialversicherungsanstalt
einen Beitragszuschlag von 9,3% der Beiträge. | mehr »

USt-Befreiung für Güterbeförderungs- oder Umschlagsleistungen ab
1.1.2019 eingeschränkt
Eine EuGH-Rechtsprechung führt zu einer Änderung der Rechnungslegung und bringt in Höhe der
nicht verrechneten Umsatzsteuer ein wirtschaftliches Risiko bei Nichtbeachtung. Die
Finanzverwaltung gibt den betroffenen Unternehmern bis 31.12.2018 Zeit, ihre Rechnungslegung
umzustellen. | mehr »

Geänderter Grundstücksbegriff und Vorsteuerberichtigungszeitraum
Eine Ansicht der Finanz betreffend den Vorsteuerberichtigungszeitraum von Grundstücken wird
heftig kritisiert. | mehr »

VwGH: Keine Bilanzberichtigung bis zur Wurzel?
Der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) stellte kürzlich in einer Entscheidung klar, dass fehlerhafte
Bilanzen nicht immer bis zum erstmaligen Auftreten des Fehlers zu korrigieren sind. | mehr »

Mitteilungs- und Meldepflichten betreffend freie Dienstnehmer,
Vortragende, Auslandszahlungen und Schwerarbeit
Unternehmer sollten Meldeverpflichtungen für Leistungen von Selbständigen, die Zahlung für
Leistungen ins Ausland und die Verrichtung von Schwerarbeitstätigkeiten beachten. | mehr »
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Editorial

Liebe Klienten und Klientinnen,

wie Sie sicher schon öfters aus den Medien entnommen haben, tritt mit 25.5.2018 die EU-Datenschutz -
Grundverordnung in Kraft. Bis dahin müssen alle Datenanwendungen der neuen Rechtslage angepasst
werden, da bei Nichtbeachtung hohe Geldstrafen drohen.

Da wir unsere Klienten bestmöglich informieren möchten, geben wir Ihnen heute einen kurzen Überblick über
die wesentlichen Neuerungen für Sie als Unternehmer. Selbstverständlich stehen wir Ihnen jederzeit zur
Verfügung wenn spezielle Fragen zum Datenschutz auftauchen.

Welche wesentlichen Neuerungen kommen durch die Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) auf
Unternehmen zu?

• Es wird keine Meldepflicht bei der Datenschutzbehörde (Datenverarbeitungsregister) mehr geben.

Statt dessen stärkere Verantwortung für Verantwortliche (derzeit „Auftraggeber”) und
Auftragsverarbeiter (derzeit „Dienstleister”) und weitreichende Neuregelung der Pflichten bei der
Datenverarbeitung:

Es sind geeignete technische und organisatorische Maßnahmen und Verfahren (z.B.
Pseudonymisierung) zu treffen, damit die Verarbeitung den Anforderungen der Verordnung genügt und
die Rechte der betroffenen Personen geschützt werden. Datenschutzrechtliche Voreinstellungen sollen
sicherstellen, dass grundsätzlich nur personenbezogene Daten, deren Verarbeitung für den jeweiligen
bestimmten Verarbeitungszweck erforderlich ist, verarbeitet werden.

Verantwortliche und Auftragsverarbeiter müssen ein „Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten” führen:
Der Inhalt ist ähnlich den derzeitigen DVR-Meldungen und hat insbesondere die eigenen Kontaktdaten,
die Zwecke der Verarbeitung, eine Beschreibung der Datenkategorien und der Kategorien von
betroffenen Personen, die Empfängerkategorien, gegebenenfalls Übermittlungen von Daten in
Drittländer, wenn möglich die vorgesehenen Löschungsfristen und eine allgemeine Beschreibung der
technischen und organisatorischen Datensicherheits-maßnahmen zu enthalten.

Die Pflicht zur Führung dieses Verzeichnisses gilt für Unternehmen mit weniger als 250 Mitarbeitern -
nur - dann nicht, wenn die von ihnen vorgenommene Verarbeitung kein Risiko für die Rechte und
Freiheiten der betroffenen Personen birgt, die Verarbeitung nur gelegentlich erfolgt und keine
Verarbeitung besonderer Datenkategorien bzw keine Verarbeitung von Daten über strafrechtliche
Verurteilungen und Straftaten umfasst.

Verletzungen des Schutzes personenbezogener Daten sind sowohl den nationalen Aufsichtsbehörden
(ohne unangemessene Verzögerung – möglichst binnen höchstens 72 Stunden nach dem Entdecken;
außer die Verletzung führt voraussichtlich nicht zu einem Risiko für die persönlichen Rechte und
Freiheiten) als auch der betroffenen Person (ohne unangemessene Verzögerung, wenn die
Wahrscheinlichkeit besteht, dass die Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten ein hohes
Risiko für die persönlichen Rechte und Freiheiten bewirkt) zu melden.
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Pflicht zur Datenschutz-Folgenabschätzung bei Verarbeitungsvorgängen, die (insbesondere bei
Verwendung neuer Technologien) aufgrund der Art, des Umfangs, der Umstände und der Zwecke
voraussichtlich ein hohes Risiko für die Rechte und Freiheiten natürlicher Personen zur Folge haben.

Vorherige Konsultation der Aufsichtsbehörde, wenn aus einer Datenschutz-Folgenabschätzung
hervorgeht, dass die Verarbeitung ein hohes Risiko zur Folge hätte, sofern der für die Verarbeitung
Verantwortliche keine Maßnahmen zur Eindämmung des Risikos trifft

(Verpflichtender) Datenschutzbeauftragter: Eine Verpflichtung zur Bestellung eines
Datenschutzbeauftragten besteht für Unternehmen (Verantwortliche und Auftragsverarbeiter), wenn die
Kerntätigkeit in der Durchführung von Verarbeitungsvorgängen besteht, die aufgrund ihrer Art, ihres
Umfanges und/oder ihrer Zwecke eine umfangreiche regelmäßige und systematische Beobachtung von
betroffenen Personen erforderlich machen, oder die Kerntätigkeit in der umfangreichen Verarbeitung
besonderer Kategorien von Daten oder von Daten über strafrechtliche Verurteilungen oder Straftaten
besteht.

• (Neue) Informationspflichten und Betroffenenrechte

Informationen können in Kombination mit standardisierten Bildsymbolen bereitgestellt werden

Informationen und Betroffenenrechte sind ohne unangemessene Verzögerung, spätestens aber
innerhalb eines Monats zu erledigen (diese Frist kann um höchstens weitere 2 Monate verlängert
werden)

Auskunftsrecht (ua auch über geplante Speicherdauer)

Recht auf Berichtigung

Recht auf Löschung und auf „Vergessenwerden”

Recht auf Einschränkung der Verarbeitung

Mitteilungspflicht bei Berichtigung, Löschung oder Einschränkung an alle Empfänger

Recht auf Datenübertragbarkeit

Widerspruchsrecht

• Hohe Strafen

Geldbußen von bis zu 20 Mio Euro oder im Fall eines Unternehmens von bis zu 4 % seines weltweiten
Jahresumsatzes des vorangegangenen Geschäftsjahres.

Alle wichtigen Informationen und eine Checkliste, wie Sie Ihr Unternehmen für die Datenschutz -
Grundverordnung vorbereiten, finden Sie unter: https://www.wko.at/service/wirtschaftsrecht-gewerberecht/
EU-Datenschutz-Grundverordnung.html 

 

 

https://www.wko.at/service/wirtschaftsrecht-gewerberecht/EU-Datenschutz-Grundverordnung.html 
https://www.wko.at/service/wirtschaftsrecht-gewerberecht/EU-Datenschutz-Grundverordnung.html 
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Abschließend möchte ich Sie, als einer der Vortragenden, noch ganz herzlich zum Datenschutz - Vortrag der
Wirtschaftskammer Horn und Sparkasse Horn einladen.

DATENSCHUTZ NEU - Die Uhr tickt!

Mittwoch, 7.März 2018 - 17 Uhr im Festsaal der Sparkasse Horn

Um Anmeldung unter office@sparkasse.at oder 050100 - 26000 wird gebeten!

Ich würde mich freuen, Sie an diesem Abend begrüßen zu dürfen!

 

Wichtige Termine für Sie zusammengefasst:

15.03.2018

• Lohnabgaben (L,DB,DZ,KommSt.,SV) 02/2018
• U 01/2018

Eine schöne Woche und viel Freude mit unserem neuen E-Paper,

Ihr Werner Groiß
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Neue Voraussetzungen für
Wertpapiergeschäfte seit 3.1.2018

Ab 2018 können Unternehmen (juristische Personen, eingetragene Unternehmen im Firmenbuch)
aufgrund einer EU-Verordnung nur mehr dann Wertpapiergeschäfte durchführen, wenn sie einen
sogenannten Legal Entity Identifier (LEI) haben.

Auch natürliche Personen, nicht protokollierte Einzelunternehmen und Freiberufler benötigen, um am
Finanzmarkt teilnehmen zu können, eine Kennung. Bei diesen Teilnehmern ist der National Client Identifier
(NCI) ab dem Jahr 2018 notwendig.

Legal Entity Identifier (LEI)

Beim LEI handelt es sich um eine standardisierte 20-stellige alphanumerische Kennnummer, die weltweit eine
Identifizierung von Teilnehmern am Finanzmarkt ermöglicht. Der LEI stellt im Vergleich zu allen bisherigen
Identifikationsversuchen eine globale Lösung dar, die in allen Ländern, Märkten und Rechtssystemen gültig 
ist. Das globale LEI-System wurde nach der Finanzkrise aufgebaut, damit für Banken und Regulatoren
komplexe Firmengeflechte und Verbindungen schnell und eindeutig identifizierbar sind. Der LEI-Code erhöht
die Transparenz im bilateralen Geschäftsverkehr sowie an den Kapitalmärkten. Dadurch soll ein verbessertes
Risikomanagement entstehen.

Webseite www.wm-leiportal.org

Jedes Unternehmen muss seinen LEI selbst bei einer Vergabestelle beantragen und seinem Kreditinstitut
bekanntgeben. Eine vollständige Liste aller LEI-Vergabestellen ist unter https://www.leiroc.org/lei/how.htm 
abrufbar. Als lokaler Servicepartner steht die Österreichische Kontrollbank Aktiengesellschaft (OeKB) zur
Verfügung (www.oekb.at/lei). Um erstmalig einen LEI zu beantragen bzw. einen bestehenden LEI zu
verlängern, wurde die Webseite www.wm-leiportal.org eingerichtet. Die Kosten für die Erstbeantragung
belaufen sich auf € 80. Die jährlich notwendige Verlängerung des LEI kostet € 70.

National Client Identifier (NCI)

Der für natürliche Personen, nicht protokollierte Einzelunternehmen und Freiberufler notwendige NCI setzt
sich je nach Staatsbürgerschaft aus unterschiedlich definierten persönlichen Daten zusammen und wird von
den meisten Banken automatisch erstellt.

https://www.leiroc.org/lei/how.htm
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Privatzimmervermietung: Vorsicht bei
Anzeigenschaltung

Aufgrund der unterschiedlichen steuerlichen Behandlung von Wohnraumvermietung und Beherbergung
sollte der Wohnungseigentümer bereits vor Anzeigenschaltung klären, welche Vermietungsform vorliegt, um
den korrekten Mietpreis zu ermitteln und spätere Abgabennachzahlungen zu vermeiden.

Zunächst ist abzuklären, ob der Mietumsatz überhaupt umsatzsteuerpflichtig ist: Überschreitet der Umsatz 
eines Unternehmers nicht den Betrag von € 30.000 netto, so gilt er als Kleinunternehmer und muss für seine
Leistungen keine Umsatzsteuer in Rechnung stellen. Allerdings ist in diesem Fall auch der Vorsteuerabzug
ausgeschlossen. Dies kann von Vorteil sein, wenn ausschließlich Endverbraucher zum Kundenkreis zählen
und keine nennenswerte Vorsteuer anfällt.

Werden jedoch Investitionen mit hohen Vorsteuerbeträgen durchgeführt, besteht unter bestimmten
Voraussetzungen die Möglichkeit, auf die Kleinunternehmerstellung zu verzichten, wodurch der Unternehmer
der umsatzsteuerlichen Regelbesteuerung unterliegt. Überschreiten die Umsätze hingegen € 30.000 netto,
sind diese umsatzsteuerpflichtig, wobei unterschiedliche Umsatzsteuersätze zur Anwendung kommen
können, wie etwa bei der Wohnraumvermietung und bei der Beherbergung.

Für die Unterscheidung zwischen Vermietung für Wohnzwecke und Beherbergung kommt es darauf an, ob sich
die Tätigkeit des Vermieters auf die bloße Überlassung der Wohnung beschränkt oder ob sie darüber
hinausgeht.

Beherbergung = 13% Umsatzsteuer

Beherbergung liegt vor, wenn zusätzlich zur reinen Überlassung der Wohnung auch andere Leistungen, wie
etwa die Betreuung der überlassenen Räumlichkeiten, angeboten werden. Dazu zählen etwa die Reinigung
der Räumlichkeiten, die Zurverfügungstellung und Reinigung von Bettwäsche und Handtüchern sowie die
Beheizung, Kühlung und Beleuchtung des vermieteten Objekts. Für die Beherbergung sowie für die
angeführten Nebenleistungen gilt einheitlich der ermäßigte Steuersatz von 13 %.

Wohnraumvermietung = 10% und 20% Umsatzsteuer

Bei der reinen Wohnraumvermietung kommt der ermäßigte Steuersatz von 10 % zur Anwendung. Auch
Nebenleistungen wie Wasser oder Strom sind mit diesem Steuersatz zu verrechnen. Im Unterschied zur
Beherbergung unterliegt jedoch die vom Vermieter verrechnete Wärme als Nebenleistung dem
Normalsteuersatz von 20%. Auch im Zusammenhang mit der Wohnungsvermietung überlassene Garagen oder
Abstellplätze für Fahrzeuge müssen mit dem Normalsteuersatz von 20% besteuert werden. Werden solche
umsatzsteuerlich nicht begünstigten Nebenleistungen angeboten, muss das (unter Umständen pauschal
verrechnete) Mietentgelt aufgeteilt und der jeweilige Umsatzsteuersatz angewendet werden, wodurch sich
das Mietentgelt entsprechend ändern bzw. erhöhen kann.

Tipp: Bevor das Mietentgelt für eine Wohnung bekannt gegeben wird, sollte abgeklärt werden, um welche
Form der Vermietung es sich handelt und welche Nebenleistungen angeboten werden. Daraus resultiert eine
allfällige Umsatzsteuerpflicht.
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Betriebsaufgabe und anschließende
entgeltliche Betriebsverpachtung

Bei einer Betriebsaufgabe mit anschließender Verpachtung werden jene Wirtschaftsgüter, die verpachtet
werden, keiner Eigenverbrauchsbesteuerung unterzogen, da die umsatzsteuerliche Unternehmereigenschaft
nicht beendet wird.

Verpachtet ein Unternehmer seinen Gewerbebetrieb, stellt sich zunächst die Frage, ob mit dieser Verpachtung
nur ein vorübergehendes Stilllegen seines wirtschaftlichen Engagements verbunden ist oder ob der
Unternehmer gänzlich sein Interesse an einer Betriebsfortführung verloren hat.

Eine Betriebsverpachtung wird als Betriebsaufgabe behandelt, wenn die Umstände darauf schließen lassen,
dass der Verpächter nach einer allfälligen Beendigung des Pachtverhältnisses mit dem vorhandenen
Betriebsvermögen nicht mehr in der Lage ist, seinen Betrieb fortzuführen oder sonst das Gesamtbild der
Verhältnisse für die Absicht des Verpächters spricht, den Betrieb nach Auflösung des Pachtvertrages nie
wieder auf eigene Rechnung und Gefahr weiterzuführen.

Stille Reserven werden aufgedeckt und besteuert

Aus einkommensteuerrechtlicher Sicht hat dies zur Folge, dass der Unternehmer die stillen Reserven in
seinem Betriebsvermögen aufdeckt und auch besteuern muss. In diesem Zusammenhang können
Steuerbegünstigungen in Anspruch genommen werden, wie etwa der

    • Freibetrag in Höhe von € 7.300 oder

    • wenn der Betrieb bereits seit Eröffnung oder dem letzten entgeltlichem Erwerb länger als sieben Jahre
besteht, entweder die Verteilung des Aufgabegewinns auf drei 3 Jahre oder die Besteuerung des
Aufgabegewinns mit dem halben durchschnittlichen progressiven Einkommensteuertarif, wenn der
Unternehmer das 60. Lebensjahr vollendet und seine Erwerbstätigkeit eingestellt hat (bzw. auch bei
Erwerbsunfähigkeit bei körperlicher oder geistiger Behinderung oder Tod des Unternehmers).

In diesem Zusammenhang ist jedoch insbesondere zu beachten, dass ein etwaiger Firmenwert bei späterem
Verkauf als nachträgliche Betriebseinnahme gesehen wird und keine Steuerbegünstigung in Anspruch
genommen werden kann.

Keine Eigenverbrauchsbesteuerung bei anschließender Verpachtung

Aus umsatzsteuerlicher Sicht führt eine Betriebsaufgabe zu einer Entnahme der Wirtschaftsgüter aus der
unternehmerischen in die nicht-unternehmerische Sphäre. Dies führt somit zu einer
Eigenverbrauchsbesteuerung. Wird allerdings eine Betriebsaufgabe mit anschließender Verpachtung
gemacht, kommt es für jene Wirtschaftsgüter, die verpachtet werden (z.B. Gebäude) zu keiner
Eigenverbrauchsbesteuerung, da durch die Verpachtung die umsatzsteuerliche Unternehmereigenschaft nicht
beendet wird.
Diesbezüglich gilt jedoch zu beachten, dass die Vermietung gegebenenfalls umsatzsteuerpflichtig erfolgen
sollte, um eine etwaige Vorsteuerkorrektur (beispielsweise im Gebäude) vermeiden zu können
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Neue Selbständige: Rechtzeitige
Überschreitungserklärung erspart
Beitragszuschlag

Bei Feststellung der Pflichtversicherung im Nachhinein verhängt die Sozialversicherungsanstalt einen
Beitragszuschlag von 9,3% der Beiträge.

Neue Selbständige sind in der Regel erst dann sozialversicherungspflichtig, wenn die aus ihrer Tätigkeit
erzielten Einkünfte über der gesetzlich vorgesehenen Versicherungsgrenze liegen. Besteht noch keine
Pflichtversicherung (etwa weil die Tätigkeit erst im laufenden Jahr aufgenommen wurde oder die Einkünfte
bislang unter der maßgeblichen Versicherungsgrenze lagen), sollten Sie der zuständigen
Sozialversicherungsanstalt das Überschreiten der Grenze rechtzeitig melden. 

Einkünfte unter € 5.256,60

„Neue Selbständige” sind selbständig erwerbstätige Personen, die auf Grund einer betrieblichen Tätigkeit
steuerliche Einkünfte aus selbständiger Arbeit oder Gewerbebetrieb erzielen, für diese Tätigkeit jedoch
keinen Gewerbeschein benötigen. Unter diesen Voraussetzungen besteht eine Pflichtversicherung nach dem
GSVG (Gewerbliches Sozialversicherungsgesetz) als „Neuer Selbständiger”.
Von der Pflichtversicherung in der Kranken- und Pensionsversicherung ausgenommen sind „Neue
Selbständige” unter anderem dann, wenn die Einkünfte den Betrag von € 5.256,60 (Wert 2018) nicht
überschreiten (Versicherungsgrenze).

8 Wochen ab Ausstellung des Einkommensteuerbescheides

Ein „Neuer Selbständiger”, dessen Einkünfte eines Jahres die relevante Versicherungsgrenze übersteigen
werden, kann sich durch eine entsprechende Erklärung zur Pflichtversicherung anmelden (sogenannte
Überschreitungserklärung). Die Abgabe der Überschreitungserklärung hat entweder schon im laufenden Jahr 
oder spätestens binnen 8 Wochen ab Ausstellung des Einkommensteuerbescheides für das relevante Jahr zu
erfolgen.
Erfolgt keine rechtzeitige Überschreitungserklärung, wird die Pflichtversicherung im Nachhinein auf Basis des
für dieses Jahr relevanten Einkommensteuerbescheides, der vom Finanzamt an die SVA zu übermitteln ist,
festgestellt. Das führt allerdings zur Festsetzung eines Beitragszuschlages von 9,3 % der Beiträge!

Nur dann, wenn die Einkünfte sicher unter der Versicherungsgrenze liegen, ist es daher empfehlenswert, von
einer Meldung abzusehen - eine rückwirkende „Stornierung” der Pflichtversicherung für dieses Jahr ist
nämlich nicht möglich!
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USt-Befreiung für Güterbeförderungs- oder
Umschlagsleistungen ab 1.1.2019
eingeschränkt

Eine EuGH-Rechtsprechung führt zu einer Änderung der Rechnungslegung und bringt in Höhe der nicht
verrechneten Umsatzsteuer ein wirtschaftliches Risiko bei Nichtbeachtung. Die Finanzverwaltung gibt den
betroffenen Unternehmern bis 31.12.2018 Zeit, ihre Rechnungslegung umzustellen.

Entsprechend dem Europäischen Gerichtshof( EuGH) ist Voraussetzung für eine Umsatzsteuerbefreiung der
sonstigen Leistung im Zusammenhang mit der Beförderung ins Drittland, dass

    • die sonstige Leistung (Erbringung der Transportleistung sowie Übernahme der Zollformalitäten an den
Grenzübergangsstellen, Überwachung der Fracht, Be- und Entladearbeiten) unmittelbar im
Zusammenhang mit der Warenbewegung selbst steht und

    • diese sonstige Leistung unmittelbar an den Versender (z.B. den liefernden Unternehmer) oder den
Empfänger der Gegenstände erbracht wird.

Beispiel:
Der schweizerische Abnehmer A bestellt beim österreichischen Lieferanten L Waren. L (= Versender)
beauftragt den österreichischen Frachtführer F, Güter von Innsbruck nach Bern (Schweiz) zu befördern. F
beauftragt in weiterer Folge den österreichischen Unterfrachtführer UF mit der Beförderung. F und UF können
die Ausfuhr in die Schweiz durch Belege nachweisen.

Bis zum 31.12.2018 (nach Ansicht der Finanzverwaltung) wurde bzw. kann obiger Sachverhalt wie folgt
umsatzsteuerlich behandelt werden: die Beförderungsleistung des F an L ist in Österreich von der
Umsatzsteuer befreit. Ebenso ist die Beförderungsleistung des UF an den F in Österreich umsatzsteuerbefreit.
Somit sind beide Rechnungen (F an L und UF an F) ohne Umsatzsteuer auszustellen.

Ab dem 1.1.2019 (nach Ansicht der Finanzverwaltung) ist die Beförderungsleistung des F an L weiterhin von
der Umsatzsteuer befreit. Aufgrund der EuGH-Rechtsprechung ist jedoch die Beförderungsleistung des UF an
den F umsatzsteuerpflichtig, weil die Beförderungsleistung durch den UF nicht unmittelbar an den
Unternehmer L oder A erbracht wird. Daher ist in der Rechnung von UF an F nunmehr eine Umsatzsteuer
auszuweisen und diese ans Finanzamt abzuführen.
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Geänderter Grundstücksbegriff und
Vorsteuerberichtigungszeitraum

Eine Ansicht der Finanz betreffend den Vorsteuerberichtigungszeitraum von Grundstücken wird heftig
kritisiert.

Entscheidend für die Berechtigung, den Vorsteuerabzug geltend zu machen (etwa im Zusammenhang mit der
Errichtung von Gebäuden) ist der voraussichtliche Verwendungszweck des jeweiligen Gegenstandes.
Entscheidend ist also, ob ein Gegenstand mit der Ausführung von steuerpflichtigen oder mit steuerfreien
Umsätzen im Zeitpunkt der Leistung im Zusammenhang steht.

Rückzahlung von Vorsteuerbeträgen

Bei einer späteren Änderung des Verwendungszwecks kann es unter bestimmten Voraussetzungen innerhalb
der gesetzlich vorgesehenen Fristen zu einer Berichtigung (Korrektur) des Vorsteuerabzuges und damit zu
einer Rückzahlung von Vorsteuerbeträgen an das Finanzamt kommen.

Diese Berichtigung des Vorsteuerabzuges muss

    • beim (beweglichen) Anlagevermögen in den auf das Jahr der erstmaligen Verwendung folgenden 4
Jahren („Fünftel-Berichtigung”),

    • bei Grundstücken (Gebäudeerrichtung) in den folgenden 19 Jahren („Zwanzigstel-Berichtigung”)
    • für jedes Jahr der Änderung in Höhe eines Fünftels (bewegliches Anlagevermögen) bzw. eines

Zwanzigstels (Grundstücke) des vollen Vorsteuerabzuges erfolgen.

Wird der Gegenstand verkauft oder entnommen, ist die Vorsteuerberichtigung für den restlichen
Berichtigungszeitraum in Höhe sämtlicher noch ausstehender Fünftel bzw. Zwanzigstel vorzunehmen.

Geänderter Grundstücksbegriff seit 1.1.2017

Der (längere) Vorsteuerberichtigungszeitraum von 19 Jahren kommt dabei bei allen Gegenständen des
Anlagevermögens zur Anwendung, die den umsatzsteuerlichen Grundstücksbegriff erfüllen. Mit Wirkung ab
dem 1.1.2017 wurde dieser geändert: Demnach sind insbesondere auch – bisher nicht erfasste – fest
verbundene Betriebsvorrichtungen (wie z.B. fest eingebaute Windturbinen oder Silos) vom
umsatzsteuerlichen Grundstücksbegriff umfasst.

Vorsteuerberichtigungszeitraum von 19 Jahren

In diesem Zusammenhang vertritt die Finanzverwaltung die Ansicht, dass der für Grundstücke vorgesehene
(längere) Vorsteuerberichtigungszeitraum von 19 Jahren ab 2017 auch für Gegenstände, die vor 2017 erstmals
in Verwendung genommen wurden und die bei der ersten Inverwendungnahme einer
Vorsteuerberichtigungsfrist von 4 Jahren unterlagen (weil sie nach alter Rechtslage nicht unter den
maßgeblichen Grundstücksbegriff fielen) gilt. Nach dieser Meinung sind die per 1.1.2017 noch nicht
abgelaufene Vorsteuerberichtigungs-Fünftel auf jenen Zeitraum zu verteilen, der sich als Differenz von 20
Jahren abzüglich der bereits abgelaufenen Vorsteuerberichtigungszeiträume ergibt.

Beispiel:
Ein Silo wurde bis 31.12.2016 vier Jahre lang für umsatzsteuerpflichtige Umsätze verwendet. Ab 2017 wird der
Silo für umsatzsteuerfreie Umsätze verwendet. Das noch nicht abgelaufene Fünftel wäre nach Ansicht der
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Finanzverwaltung auf 16 Jahre (Differenz: 20-4) aufzuteilen.
Ist der ursprüngliche 5-Jahreszeitraum bereits abgelaufen, dann kommt es zu keiner Berichtigung. Das heißt,
Wirtschaftsgüter die vor 2013 in Verwendung genommen wurden, sind davon nicht betroffen.

Diese Ansicht der Finanzverwaltung wird heftig kritisiert. Ob sie auch vor den Höchstgerichten Bestand haben
wird, bleibt abzuwarten.
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VwGH: Keine Bilanzberichtigung bis zur
Wurzel?

Der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) stellte kürzlich in einer Entscheidung klar, dass fehlerhafte Bilanzen
nicht immer bis zum erstmaligen Auftreten des Fehlers zu korrigieren sind.

Fehlerhafte Bilanzen sind grundsätzlich nicht nur im aktuellen Jahr, sondern zurück „bis an die Wurzel” zu
korrigieren. Es ist also jene Bilanz zu korrigieren, in der der Fehler erstmals aufgetreten ist. War die Bilanz
jedoch zum Zeitpunkt der Bilanzerstellung noch als „subjektiv richtig” anzusehen, ist die Korrektur erst für
Jahre, in denen die objektive Unrichtigkeit festgestellt wurde durchzuführen. Das stellte der
Verwaltungsgerichtshof (VwGH) kürzlich in einer Entscheidung klar.

„Subjektive Richtigkeit” der Bilanz kann nur in jenen Fällen vorliegen, in denen es um Umstände geht, welche
am Bilanzstichtag schon vorlagen, dem Steuerpflichtigen aber bis zur Bilanzerstellung noch nicht bekannt
waren, und welche ein „gewissenhafter Abgabepflichtiger bei Anwendung der nötigen Sorgfalt” auch nicht
kennen musste.



Fe
br

ua
r |

 2
01

8

Wir beraten Sie gerne: 02985/2656 | office@bzg.at

In
ha

lt

Mitteilungs- und Meldepflichten betreffend
freie Dienstnehmer, Vortragende,
Auslandszahlungen und Schwerarbeit

Unternehmer sollten Meldeverpflichtungen für Leistungen von Selbständigen, die Zahlung für Leistungen ins
Ausland und die Verrichtung von Schwerarbeitstätigkeiten beachten.

Ausbezahlte Honorare an bestimmte Gruppen von Selbständigen

Leisten Unternehmer Vergütungen an bestimmte Gruppen von Selbständigen, wie etwa Aufsichts- und
Verwaltungsräte, Stiftungsvorstände, Vortragende oder sonstige Tätigkeiten als freier Dienstnehmer, so haben
die Unternehmer unter Angabe der gesetzlich erforderlichen Daten eine Meldung an das für die Erhebung der
Umsatzsteuer des meldepflichtigen Unternehmers zuständige Finanzamt vorzunehmen.

Die Meldung für das Jahr 2017 muss in schriftlicher Form bis spätestens 31.1.2018 oder in elektronischer Form
bis 28.2.2018 erfolgen. Eine Meldung kann allerdings unterbleiben, wenn das im Kalenderjahr geleistete
(Gesamt)Entgelt einschließlich allfälliger Reisekostenersätze nicht mehr als € 900 und das (Gesamt)Entgelt
inklusive etwaiger Reisekostenersätze für jede einzelne Leistung nicht mehr als € 450 beträgt.

Überweisung von bestimmten Honoraren ins Ausland

Unternehmer, die für bestimmte Leistungen Zahlungen ins Ausland tätigen, haben an das für die Erhebung
der Umsatzsteuer des meldepflichtigen Unternehmers zuständige Finanzamt die im Gesetz vorgesehenen
Informationen zu übermitteln. Die Mitteilungspflicht betrifft Zahlungen ins Ausland,

für Einkünfte aus selbständigen Tätigkeiten (z.B. Einkünfte eines Rechtsanwalts, Unternehmensberaters,
Geschäftsführers), wenn sie im Inland erbracht werden,
für Vermittlungsleistungen, die von einem unbeschränkt Steuerpflichtigen erbracht werden oder sich auf das
Inland beziehen oder für kaufmännische oder technische Beratung im Inland.

Die entsprechende Mitteilung für das Jahr 2017 muss elektronisch bis Ende Februar 2018 (bei nicht
elektronischer Meldung bis Ende Jänner 2018) an das zuständige Finanzamt erfolgen. Keine Meldung ist u.a.
dann erforderlich, wenn in einem Kalenderjahr die Zahlungen an ein und denselben Leistungserbringer ins
Ausland den Betrag von € 100.000 nicht überschreiten.

Schwerarbeitsmeldung

Dienstgeber, deren Mitarbeiter Schwerarbeitstätigkeiten verrichten, haben bis Ende Februar 2018 bestimmte
Daten im Zusammenhang mit Schwerarbeit an den zuständigen Krankenversicherungsträger zu übermitteln.
In bestimmten Fällen, wie etwa für geringfügig Beschäftigte, sind jedoch keine Schwerarbeitsmeldungen zu
erstatten.

Ob bzw. inwieweit tatsächlich eine Meldeverpflichtung besteht, ist im jeweiligen Einzelfall zu beurteilen. Bei
der sach- bzw. fristgerechten Übermittlung der entsprechenden Meldung unterstützen und beraten wir Sie
gerne!
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BzG Steuerberatung GmbH
3571 Gars am Kamp | Wiener Straße 113A

fon: 02985/2656
 e-mail: office@bzg.at

www.bzg.at

Impressum:
BzG Steuerberatung GmbH | 3571 Gars am Kamp | Wiener Straße 113A

fon: 02985/2656 | e-mail: office@bzg.at
Die veröffentlichten Beiträge sind urheberrechtlich geschützt,

ohne Gewähr und können eine persönliche Beratung durch uns nicht ersetzen!

http://www.bzg.at
mailto:office@bzg.at

